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Humla Distrikt erkunden. Ein siebenköpfiges Team unter 
Führung von TAAN Vize-Präsident Rana Bahadur Khadka 
wurde mit der Erkundung beauftragt. Zum Team zäh-
len neben Khadka ein Videofilmer, ein Gutachter und ein 
Kartenzeichner. Eine 19-köpfige Begleitgruppe wird sich 
um die logistische Unterstützung des Explorationsteams 
kümmern. „Das Team wird von Nepalgunj nach Simikot 
fliegen und von dort bis nach Hilsa trekken, das an der 
nepalisch-chinesischen Grenze liegt. Von dort wird es 
bis zum Mugu-Distrikt weiterlaufen und via Talcha nach 

Nepalgunj zurückfliegen. Die ganze Tour soll 23 Tage 
dauern“, erklärte TAAN. „Wir erkunden neue Seitenpfade 
des Great Himalaya Trail. Wir werden ein neues Trek-
kingprogramm für die Humla-Mugu Region erkunden“, 
sagte Khadka. „Wir werden Karten und eine Dokumen-
tation erstellen, um den Tourismus in dieser Gegend zu 
fördern.“ Im vergangenen Jahr hatte TAAN ähnliche Er-
kundungen im Lumba-Sumba-Gebiet der Kanchanjun-
ga-Region, im Unteren Manaslu in der Manaslu-Region 
sowie in Dolpo (Westnepal) vorgenommen. 

Es gibt das großartige Foto 
einer jungen Frau, die im 
Frühjahr 2006, während des 

Volksaufstands gegen die autokra-
tische Herrschaft von König Gya-
nendra ( Jana Andalon II ), mutig vor 
dem Narayanhity Palast demons-
triert, ein Plakat in die Höhe haltend, 
auf dem in selbstgemalten Buchsta-
ben geschrieben steht: „We want true 
Democracy“. Nichts kann die Aspira-
tionen Hunderttausender, die damals 
unter hohen Risiken für Leib und 
Leben auf die Straße gingen, bes-
ser zusammenfassen, als dieses Bild. 
Größer kann der Kontrast zwischen 
dem, was heute im Land passiert und 
der von vielen geteilten Vision einer 
„wahren Demokratie“ kaum sein. 
Was also ist in den letzten Monaten 
geschehen?

Kontroverse Absprachen

Am 13. März 2013 verständigten 
sich die führenden Politiker der vier 
großen politischen Mainstream-Par-
teien Unified Communist Party of  Ne-
pal – Maoist (UCPN-M), Nepali Con-
gress (NC), Communist Party of  Nepal 
– Unified Marxist-Leninist Party of  Nepal 
(CPN-UML) und United Democratic Ma-
deshi Front (UDMF) hinter verschlos-
senen Türen darauf, den amtierenden 
Vorsitzenden Richter des Obersten 
Gerichts Khil Raj Regmi zum Vorsit-
zenden eines technokratischen Über-
gangskabinetts zu machen. Dieses 
Kabinett hat das begrenzte Mandat, 
bis zum 15. Dezember Neuwahlen 
für eine Verfassungsgebende Ver-
sammlung (Constituent Assembly, CA) 
abzuhalten. Regmi wurde im Eilver-

fahren bereits am nächsten Tag von 
Präsident Baran Yadav vereidigt, ob-
wohl er der Aufforderung vieler, zu-
vor sein Amt als Oberster Richter 
niederzulegen, nicht nachgekommen 
war. Als Vorsitzender des Minister-
rats darf Regmi keine richterlichen 
Funktionen wahrnehmen. In die-
ser Zeit soll der zweithöchste Richter 
stellvertretend dessen Aufgaben am 
Obersten Gerichts übernehmen. 

Gewaltenteilung verwischt

Kritiker bemängeln, dass Regmi wei-
ter Einfluss auf richterliche Entschei-
dungen ausüben kann. Damit werde 
die Unabhängigkeit der Justiz kom-
promittiert und ein wichtiges Ver-
fassungsorgan beschädigt. Das frag-
würdige Arrangement wird von der 

Das Machtkartell der „Großen Vier“ 
Nepal im Bann erodierter Rechtsstaatlichkeit, verfestigter  
Straflosigkeit und wachsender Politikverdrossenheit

Thomas Döhne

Zwei heftig umstrittene politische Entscheidungen der vier großen Mainstream-Parteien 
haben in den letzten Monaten die öffentliche Debatte in Nepal beherrscht: Die Bildung 
einer „technokratischen“ Übergangsregierung unter Leitung des Vorsitzenden Richters 
des Obersten Gerichts Khil Raj Regmi sowie die Ernennung von Lokman Singh Kar-
ki zum Leiter der Antikorruptionsbehörde Commission for Investigation of Abuse of 
Authority (CIAA). Erst kürzlich ist der neueste Jahresbericht von Amnesty International 
erschienen. Darin heißt es lapidar, die Straflosigkeit im Land habe sich weiter verfestigt. 



Südasien 2/2013  |  75

Nepal

nepalischen Anwaltskammer Nepal 
Bar Association, verschiedenen Stu-
dentenverbänden und zahlreichen zi-
vilgesellschaftlichen Gruppen, Jour-
nalisten und Politikern kleinerer 
Parteien vehement kritisiert, da es ein 
demokratisches Grundprinzip, näm-
lich die Achtung der Gewaltentei-
lung zwischen Legislative, Exekuti-
ve und Judikative, verwischt. Doch 
die Proteste gegen Remis Ernennung 
und die wiederholte Aufforderung an 
ihn, wenigstens von seinem Amt als 
Vorsitzender Richter zurückzutreten, 
blieben nahezu folgenlos. Kritische 
Stimmen aus den Medien, der Zivil-
gesellschaft und den eigenen Reihen 
wurden vom Machtkartell der „Groß-
en Vier“ abgebügelt oder ignoriert, 
entsprechende Eilanträge vom Ober-
sten Gericht abgelehnt. Es gilt als of-
fenes Geheimnis, dass externe Kräf-
te – vor allem Indien, die EU und die 
USA – Druck auf  die politische Klas-
se ausgeübt haben, um sicherzustellen, 
dass auf  jeden Fall im Dezember 2013 
Wahlen stattfinden, wie fragwürdig 
deren Legitimität auch sein möge. 

Straflosigkeit auf breiter Front

Die „Kompromissbereitschaft“ be-
ziehungsweise Prinzipienlosigkeit 
der von den „Großen Vier“ hinter 
geschlossenen Türen verhandelten 
Übereinkunft geht so weit, dass nie-
mand – auch nicht Personen, gegen 
die Strafverfahren wegen Mordes, 
Korruption oder anderer Verbrechen 
anhängig sind – von der Teilnahme an 
den Wahlen ausgeschlossen werden 
soll. Damit wollen die „Großen Vier“ 
ihre eigenen Reihen festigen und si-
cherstellen, dass einflussreiche Partei-
mitglieder, gegen die Strafverfahren 
anhängig sind oder drohen, vor Straf-
verfolgung geschützt werden. Dies 
schließt nahtlos an einen von der im 
April 2013 zurückgetretenen UCPN-
M geführten Koalitionsregierung er-
arbeiteten Gesetzesentwurf für die 
Einrichtung einer Friedens- und Ver-
söhnungskommission an. Dieser Ent-
wurf beinhaltet ein allgemeines Am-
nestieversprechen, das die Täter vor 

Strafverfolgung schützen soll und 
internationalen Menschenrechts-
normen zuwiderläuft. Im Klartext 
bedeutet dies alles: Straflosigkeit auf 
breiter Front. 

Der nächste Eklat 

Kaum hatte sich die Aufregung über 
Regmis Ernennung ein wenig gelegt, 
wurden Anfang Mai die leitenden Po-
sitionen dreier wichtiger Verfassungs-
organe ebenfalls in gegenseitigem 
Einverständnis der „Großen Vier“ 
neu besetzt: die Antikorruptionsbe-
hörde Commission of Inquiry into the Abu-
se of Authority (CIAA); der Rechnungs-
hof Office of the Auditor General und die 
für den Öffentlichen Dienst zustän-
dige Public Service Commission. Als in 
der Öffentlichkeit bekannt wurde, 
dass sich die Parteien auf den von 
Maoistenchef Dahal eingebrachten 
Vorschlag geeinigt hatten, ausgerech-
net Lokman Singh Karki, den frühe-
ren Leitenden Staatssekretär der von 
König Gyanendra geführten auto-
kratischen Regierung, zum Chef der 
mächtigen Antikorruptionsbehörde 
CIAA zu ernennen, brach erneut ein 
Sturm der Entrüstung los. 

Zivilgesellschaft bleibt  
außen vor 

Karki war 2005 per königlichem Er-
lass (hukum pramangi) zum Verwal-
tungschef  des vom König geführten 
Kabinetts ernannt worden. In dieser 
Funktion soll er maßgeblich an der 
Unterdrückung der Volksbewegung 
gegen die autokratische Königsherr-
schaft beteiligt gewesen sein. Dieser 
Vorwurf  wird durch den Bericht der 
5-köpfigen Kommission unter Vorsitz 
des damaligen Verfassungsrichters Ra-
yamajhi bestätigt. Zudem gab es in der 
Vergangenheit wiederholt Korrupti-
onsvorwürfe gegen Karki, die jedoch 
nicht strafrechtlich verfolgt wurden. 
Erneut kam es zu Demonstrationen 
und Protesten auf  breiter Front. Eil-
klagen gegen die Ernennung Karkis 
wurden beim Obersten Gericht einge-
reicht. Führende Politiker von NC und 

CPN-UML sahen sich aufgrund mas-
siven parteiinternen Drucks gezwun-
gen, zurückzurudern und die von ih-
nen mitgetragene Entscheidung in der 
Öffentlichkeit zu revidieren oder Ge-
wissensnöte geltend zu machen. Wie-
der wurden die kritischen Stimmen 
aus der Zivilgesellschaft ignoriert und 
die Proteste verhallten ungehört. Im 
Eilverfahren wurde Karki auf  den Po-
sten gehievt und am 8. Mai von Präsi-
dent Yadav vereidigt. 

Manifeste Politikverdrossenheit

Erneut war viel vom Einfluss „exter-
ner Kräfte“, aber auch von Bestech-
lichkeit die Rede. Es ist schwer, den 
Wahrheitsgehalt solcher (Schutz-)Be-
hauptungen einzuschätzen. Diese las-
sen in der Öffentlichkeit den Eindruck 
entstehen, dass das Führungspersonal 
der „Großen Vier“ prinzipienlos agiert 
und die nationalen Interessen und die 
Souveränität des Landes leichtfertig 
aufs Spiel setzt, wenn es um den eige-
nen Machterhalt geht. Solche oftmals 
intransparenten Machenschaften, bei 
denen der Zweck die Mittel heiligt, 
haben in der Bevölkerung zu einer 
manifesten Politikverdrossenheit ge-
führt. Der bekannte Journalist Yuba-
raj Ghimire sieht Nepal inzwischen an 
einem Punkt angelangt, wo Begriffe 
wie „Verfassung“, „Konstitutionalis-
mus“ und „verfassungsmäßige Regie-
rung“ keine Bedeutung mehr haben, 
zu bloßen Worthülsen verkommen 
sind. Er konstatiert angesichts sin-
kender Glaubwürdigkeit der etablier-
ten Parteien geringen Enthusiasmus in 
der Bevölkerung im Hinblick auf  die 
zum Jahresende in Aussicht gestellten 
Wahlen und sagt eine niedrige Wahl-
beteiligung voraus. Falls sie überhaupt 
stattfinden werden, versteht sich. Es 
wird also noch eine Weile dauern, bis 
die Vision von „wahrer Demokratie“ 
in Nepal Realität wird.
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